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Die Zahlen sprechen für sich. Mehr als zwei Millionen Arbeiter:innen demonstrierten am 19. Januar
gegen den jüngsten Versuch von Präsident Emmanuel Macron, das Rentensystem zu reformieren.
Ein Zeichen für den weit verbreiteten Widerstand unter den Lohnabhängigen war eine seltene
Einheitsfront, bei der alle großen Gewerkschaftsverbände streikten und so den Verkehr, die
Energieversorgung und die Schulen zum Stillstand brachten.

Heftiger Angriff

Die Reform ist ein schwerer Angriff auf die Arbeiter:innenklasse. Die Anhebung des
Renteneintrittsalters von 62 auf 64 Jahre wird sich unverhältnismäßig stark auf
Industriearbeiter:innen und weniger qualifizierte Arbeitskräfte auswirken, die bereits eine kürzere
Lebenserwartung und weniger Rentenjahre haben.

Nachdem er einen früheren Versuch im Jahr 2019 wegen der Covid-Pandemie aufgegeben hatte, hat
Macron beim aktuellen Projekt nicht um den heißen Brei herumgeredet: Die Beschäftigten müssen
mehr arbeiten, um die verschiedenen Maßnahmen der Regierung zur Stützung der Wirtschaft zu
bezahlen, sowohl während der Pandemie als auch in letzter Zeit wegen der steigenden
Energiekosten.

Die Regierung argumentiert, dass die Reform notwendig ist, um ein prognostiziertes Defizit von 14
Milliarden Euro bis zum Ende des Jahrzehnts zu schließen. Aber während der Pandemie hat der
„Präsident der Reichen“ nicht zehn, sondern hunderte von Milliarden Euro in die Stützung der
kapitalistischen Wirtschaft gesteckt, und niemand hat das vergessen.

Während Macron mit einer Schwächung der Kampfbereitschaft der Arbeiter:innenklasse rechnete,
hat der Aktionstag vom 19. Januar ihn und seine bürgerlichen Expert:innen eines Besseren belehrt.
Selbst die gemäßigte Gewerkschaft CFDT, die die Reformen der ersten Regierung Macron zum
Arbeitsschutz (Code du Travail) unterstützt hatte, verurteilte sie als „eine der brutalsten
Rentenreformen seit 30 Jahren“. Philippe Martinez, Vorsitzender der linkeren Gewerkschaft CGT,
sagte, der Plan bündele „die Unzufriedenheit aller“ mit der Regierung. Umfragen zufolge sind etwa
9 von 10 Arbeiter:innen gegen die Vorschläge.

Macron begründete seine beiden Präsidentschaftswahlen mit dem Versprechen, das zu tun, was
früheren Regierungen in den letzten 30 Jahren nicht gelungen ist: den Widerstand der
Gewerkschaften gegen die Rentenreform zu brechen. Der Präsident, dessen Partei der bürgerlichen
Mitte La République en Marche (Die Republik im Vorwärtsgang) bei den letztjährigen
Parlamentswahlen ihre Mehrheit im französischen Parlament verloren hat, ist auf die Stimmen der
rechten Republikanischen Partei  angewiesen. Die Überreste des Gaullismus werden sich jedoch
nicht so leicht dazu überreden lassen, die politischen Kosten für Macrons Reformvorhaben zu
übernehmen.

Gelingt es ihm nicht, eine parlamentarische Mehrheit zusammenzuschustern, könnte der Präsident
auf Notstandsgesetze zurückgreifen, die es ihm erlauben, das Parlament zu überstimmen, auch auf
die Gefahr hin, Neuwahlen zu erzwingen. Macron hat die Zukunft seiner Regierung von der
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Verabschiedung dieser Reform abhängig gemacht. Der letzte Versuch im Jahr 2019 löste die längste
Streikperiode seit dem Generalstreik von 1968 aus. Alle Seiten spielen um die höchsten Einsätze.

Entscheidender Kampf

Millionen von Arbeiter:innen bereiten sich jetzt auf einen entscheidenden Kampf mit der Regierung
vor. Trotz des großen Erfolgs des ersten Tages muss die Arbeiter:innenklasse ernsthafte Schwächen
in ihrem eigenen Lager überwinden. Während die Parole eines Generalstreiks auf den
Demonstrationen weithin aufgegriffen wurde, steht sie nicht auf der Tagesordnung der
Gewerkschaftsführungen – im Gegenteil. Sie drohen lediglich mit einer langen Kampagne und haben
für den 31. Januar einen weiteren Aktionstag mit Streiks und Demonstrationen angekündigt.

Die Gewerkschaftsspitzen verfolgen ihre übliche, gefährliche und in der Regel tödliche Taktik
gelegentlicher „Aktionstage“ mit Pausen dazwischen, die der Regierung nur zum Vorteil gereichen,
die sie nutzen wird, um einen Deal mit der CFDT zu schließen, das Bündnis der
Gewerkschaftsverbände zu schwächen und schließlich zu brechen.

Die beiden großen linken Parteien sind gegen die Reform, aber für die Arbeiter:innenschaft
unzuverlässige Verbündete. Die Überbleibsel der Sozialistischen Partei haben die letzte
Rentenreform 2014 eingeführt. Jean-Luc Mélenchon, Parteivorsitzender von France Insoumise
(Unbeugsames Frankreich), fordert eine Senkung des Renteneintrittsalters auf 60 Jahre, ist aber
mehr auf die parlamentarische Bühne konzentrierte, als einen ernsthaften sozialen Widerstand in
den Betrieben und auf den Straßen aufzubauen. Die Schwäche der „Revolutionär:innen“ lässt sich
an der prekären Lage der NPA (Neue Antikapitalistische Partei) ablesen. Nach einer Spaltung im
vergangenen Dezember gibt es derzeit zwei NPAs mit demselben Namen, wenn auch sehr
unterschiedlichen politischen Einschätzungen und Ausrichtungen. Keine von ihnen ruft zu einem
Generalstreik auf.

Welche Strategie, welche Kampfmethoden?

Die Frage, die sich allen Lohnabhängigen und Jugendlichen stellt, ist, welche Organisation und
Strategie erforderlich ist, um diesen Angriff abzuwehren. Diese Aufgaben müssen in den
betrieblichen Vollversammlungen und in Arbeiter:innenausschüssen behandelt werden. Macrons
Regierung steht und fällt mit der Frage, ob er diese Reform verabschiedet – aber unsere Bewegung
muss die Lohnabhängigen für eine umfassende Antwort auf die Krise mobilisieren: nicht nur die
Abschaffung der Rentenreform, sondern den Kampf für Lohn- und Rentenerhöhungen, einen
massiven Plan für Investitionen in den öffentlichen Sektor, insbesondere in Schulen und
Krankenhäuser, mehr hochwertigen bezahlbaren Wohnraum, einen speziellen Plan für junge
Menschen und die Aufhebung der rassistischen Anti-Migrationsgesetze.

Die Beschäftigten der Ölraffinerien planen bereits, ihre Streiks Ende des Monats auszuweiten.
Diesem Beispiel sollten wir folgen, aber angesichts der Tatsache, dass sich die
Gewerkschaftsführer:innen der Verantwortung entziehen, indem sie die Entscheidung den
verschiedenen Sektoren überlassen, müssen wir eine alternative Strategie und Führung im Hier und
Jetzt vorbereiten.

Der 31. Januar muss zum Ausgangspunkt für eine Reihe eskalierender Streiks werden für die
Bildung von Aktionsräten der Arbeiter:innenklasse zur Koordinierung und Kontrolle der sozialen
Bewegung, die in einem Generalstreik gipfeln, um Macron und den Arbeit„geber“:innen eine
umfassende Niederlage zuzufügen und den Weg für eine Arbeiter:innenregierung zu ebnen, die mit
dem kapitalistischen System in seiner Gesamtheit abrechnen kann.



Eine schwere Niederlage Macrons würde den Weg weisen, den viele andere europäische Länder
einschlagen sollten.


